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Badischer Landtag .
« us der ^Zweiten ^ c^rnrner .

67 . öffentliche Sitzung
am Samstag den 19 . April 1902 .

Am Regierungs tisch : Präsident des Ministeriums
des Innern , Geh . Rath vr . Schenkel , Ministerialdirektor
Geh . Rath Heil und Direktor der Oberdirektion des Wasser -
und Straßenbaues Geh . Rath Honsell.

Präsident Gönner eröffnet die Sitzung um 9 ^/s Uhr.
Nach einer geschäftlichen Mittheilung des Präsidenten

berichtet Abg . Hergt über das Budget des Ministerium des
Innern , Verwaltungszweige der Oberdirektion des
Wasser- und Straßenbaues , Ausgabetitel XVII , und Ein¬
nahmetitel IX .

'

Die Gesammtausgaben unter Titel XVII belaufen
sich für die Budgetperiode 1902/03 auf 10 168 404 M .
im ordentlichen Etat , die Einnahmen auf 2 396 284 Dt.
Das jährliche Mehr an Ausgaben von 44 189 M . ge¬
genüber der vorigen Budgetperiode rührt von der Be¬
zirksverwaltung her . Die Einnahmen der vorigen Bud¬
getperiode betrugen 2518 648 M . Die Minderein¬
nahme (jährlich 61182 M . ) rührt von der Aufhebung
der Flußbaubeiträge der Gemeinden zum Rheinbau her.
— Die Kommission ist nach eingehender Prüfung des
Etats zu dem Entschluß gekommen , seine unveränderte
Annahme zu empfehlen.

Redner geht auf die Besprechung einzelner Punkte im
Anschluß an den Kommissionsbericht über und weist zu¬
nächst auf die Nebernahme der Vergütungen der Kreise
für die Leitung und Beaufsichtigung der Bau - und Un¬
terhaltungsarbeiten an den Kreisstraßen und den in
Kreispflege stehenden Gemeindewegen an das Personal
der Wasser - und Straßenbauinspektionen auf die Staats¬
kasse hin . Die Vergütungen erreichten bisher einen
ziemlich hohen Betrag (im ganzen 21 462 M . ) . Ten
Kreisen wurde durch das Straßengesetz für diese Thätig -
keit der Inspektion eine eigentliche Vergütung nicht zu-
gemuthet. Es konnte aber bei der zum Theil sehr erheb¬
lichen Inanspruchnahme der Wasser- und Straßenbau¬
inspektionen seitens der Kreise nicht ausbleiben , daß diese
freiwillig den betheiligten Beamten der Inspektionen Ver¬
gütungen bewilligten, welche bei einzelnen Kreisen recht
ansehnliche Gesammtbeträge erreichten. Die Vergütungen
sind bei den einzelnen Kreisen bisher außerordentlich
verschieden hoch ausgefallen . Die Leistungsfähigkeit der
Kreise war mehr maßgebend, als das Maß der Inan¬
spruchnahme der technischen Staatsbeamten . Die Ueber-
nahme der bisherigen Leistungen der Kreise an die Be¬
amten der technischen Bezirksbehörden auf die Staats¬
kasse strebt nun neben der Entlastung der Kreise eine ge¬

rechtere Vertheilung an . Durch die Vergütungen aus der
Kreiskasse geriethen weiter die Beamten in eine gewisse
Abhängigkeit von den Kreisausschüssen , die auch die Kom¬
mission nicht für wünschenswert !, hält .

Die Summe ist jetzt etwas höher gegriffen, weil ja nicht
vorauszusehen ist, in welchem Umfang diese Thätigkeit der
Inspektionen gesteigert werden wird . Die Kommission
war der Ansicht, daß diese Vergütungen eigentlich als
Nebengehalte gemäß Art . 21 und 23 des Etatsgesetzes be¬
handelt werden sollten . Die Regierung hat aber dagegen
geltend gemacht , daß es sich hier eigentlich nicht um Aus¬
gaben des Staates handle, daß die Vergütungen für diest
Nebendienste nicht als Dienstzulagen betrachtet werden
können . Immerhin wirken diese Vergütungen als eine
Erhöhung des Gesammteinkommens.

Obwohl in diesen besonderen Zuwendungen an die
Beamten der Wasser - und Straßenbauinspektionen eine
gewisse Ungleichheit gegenüber den Beamten der Kultur -
infpektionen und Rheinbauinspektionen liegt , welche der¬
artige Nebenbezüge nicht genießen, so glaubt die Budget¬
kommission dennoch eine Einwendung nicht erheben zu
sollen , weil die Entziehung dieser gewohnten Nebenein¬
nahme besonders für das Unterpersonal sehr empfindlich
wäre . Indessen ist die Kommission der Ansicht, daß diese
Ausnahmebehandlung der Beamten der Wasser- und
Straßenbauinspektionen gelegentlich der Neuordnung des
Gehaltstarifes durch ausgleichende Gehaltserhöhungen
beseitigt werden sollte.

Zu § 16 (Für die Fortbildung jüngerer Ingenieure )
bemerkt Redner : Die Kommission hat bedauert , daß auch
in der letzten Budgetperiode von den hierfür bewilligten
Mitteln (jährlich 600 M . ) kein Gebrauch gemacht wor¬
den ist zur Gewährung von Reisestipendien. Gerade in
der letzten Budgetperiode war eine besonders günstige
Gelegenheit durch die Ausstellung in Paris gegeben, die
Fortschritte der Technik auf allen Gebieten zu studieren ;
nach der Meinung der Kommission hätten die bewilligten
Mittel vollständig dazu verwendet werden sollen, um auch
einigen Ingenieuren der Wasser- und Straßenbauver¬
waltung den Besuch dieser Ausstellung zu ermöglichen.

Die Kommission ist der Ansicht, daß die Bewilligung
der Reisestipendiennicht von der vorgängigen Einreichung
einer wissenschaftlichen Arbeit abhängig gemacht werden
sollte ; die Auflage, nach der Rückkehr von der Reise einen
Bericht über einen bestimmten Studiengegenstand oder
einen allgemeinen Reisebericht zu liefern , wie dies bei
anderen Verwaltungen üblich ist, würde genügen , um
den Nachweis der fachlichen Fortbildung , welche der
Hauptzweck der Reise sein soll, zu erbringen . Es wäre
wünschenswertst wenn auch ältere ,im Dienst der Wasser-



und Straßenbauverwaltung stehende Beamte solche Reise¬
stipendien zum Besuch von Ausstellungen erhalten könn¬
ten mit der Verpflichtung , zur nachfolgenden Berichter -

stattung .
Zu Z 28 ( Unterhaltung der Landstraßen ) bemerkt der

Berichterstatter :
Nach den Erläuterungen zu § 28 war die Länge aller

Landstraßen am Ende des Jahres 1899 3 099 675 Kilo -
Meter , der Zugang während der Budgetperiode 1900/01
12 883 Kilometer , der Abgang durch Ausscheidung wäh¬
rend der Budgetperiode 1900/01 52 993 Kilometer , daher
ini ganzen Abgang 1900/01 40110 Kilometer und die

Gesammtlänge am Ende des Jahres 1901 3 069 566 Kilo¬
meter . Dazu kommen in der Budgetperiode 1902/03
24 884 Kilometer , dagegen werden ausgeschieden in der

Budgetperiode 1902/03 18 521 Kilometer , daher im gan¬
zen Zugang 1902/03 6363 Kilometer und die Gesammt¬
länge 1903 voraussichtlich 3 065 928 Kilometer .

Die Einführung der deckenweisen Unterhaltung ist in

Angriff genommen . Die Erfahrungen , die inan damit

gemacht hat , sind nach der Auskunft der Großh . Regie¬

rung befriedigende . Es scheint , daß die Erwartungen ,
die nian an das neue System geknüpft hat , sich erfüllen
werden . — Für die ständige Unterhaltung unserer Land -

siraßen stellt sich der .Kilometersatz für 1902/03 im ganzen
aus 568 Dt . gegenüber 550 M . für 1900/01 und 534 M .
für 1898/99 , ein bedeutendes Anwachsen der Unterhal¬
tungskosten , welches aber in der Steigerung der Löhne
und Materialpreise , im Wachsen des Verkehrs und der

Ansprüche an die Beschaffenheit der Straßen , in der er¬

forderlichen Erneuerung von Brücken , Dohlen und

Pflasterungen begründet und nicht zu beanstanden ist .
Die Rheinkorrektion hat weitere Fortschritte gemacht ,

die sich aus der Auskunft der Großh . Regierung ( im Kom¬

missionsbericht abgedruckt ) ergeben . Die Denkschrift vom

Jahre 1885 über die Korrektion des Oberrheins von der

Schweizergrenze unterhalb Basel bis zur hessischen Grenze

unterhalb Mannheim berechnet die Aufwendungen für
den Ausbau des Rheinkorrektionswerkes in der Zeit von

1886 bis zu der für das Jahr 1920 in Aussicht genom¬
menen Fertigstellung der Korrektion auf 11500000 M .,
welche Summe in stufenweise abnehmenden Jahresbe¬

iträgen zur Verausgabung kommen soll . Nach dieser Auf¬

stellung wurde bisher bei den Budgetanforderungen vor¬

gegangen und es sind bis zum Jahresschluß 1901 ins -

gesammt 6 799 967 M . verwendet . Durch dieses große
Werk ist auch einem anderen demnächst in Angriff zu

nehmenden Projekt , dem der Herstellung einer Schiff¬

fahrtsrinne auf dem Oberrhein , das Gegenstand einer

besonderen Vorlage der Großh . Regierung ist , wesentlich

vorgearbeitet worden .
Die Kommission ersuchte die Großh . Regierung auch

um Mitt Heilung über den jetzigen Stand des Projekts
eines Oberrheinkanals . Diese Anfrage beantwortete die

Großh . Regierung dahin , daß : „ die bei der außergewöhn¬
lich großen finanziellen Tragweite des Projekts eines

Oberrheinkanals unerläßlichen eingehenden weiteren Fest¬
stellungen und Begutachtungen bei den betheitigten Mini¬
sterien noch nicht zum Abschluß gekommen seien . Der in
dem Schreiben des Ministers des Innern vom 3 . Juli
1900 erwähnte Bericht einer Sachverständigenkommission
werde mit diesen , eine erschöpfende Beurtheilung desselben ,
wie eine gründliche Würdigung des Unternehmens erst
ermöglichenden weiteren Feststellungen und Begutachtungen
seiner Zeit mitgetheilt werden .

" Hierzu spricht die Kom¬
mission den Wunsch aus , daß die Großh . Regierung für
thunlichste Beschleunigung der Sache besorgt sein möge,
damit der Bericht der Sachverständigenkommission sammt
den erwähnten Begutachtungen wenn irgend möglich noch
dem gegenwärtigen Landtag mitgetheilt werden könne.

Nach weiteren Bemerkungen über den Binnenflußban

geht der Berichterstatter zur Besprechung der Petitionen
des badischen Geometervereins und der Landstraßenwärter
über : Die Wünsche der Geometer sind auf dem gegen¬
wärtigen Landtag schon wiederholt erwähnt worden . Schon
der letzte Landtag hat sich mit einer Petition des badi¬

schen Geometervereins zu befassen gehabt . Nach ein¬

gehender Kommissionsberathung wurde die von der Bud¬

getkommission beantragte Resolution einstimmig ange¬
nommen : „ Die Großh . Regierung wird ersucht, thunlichst
bald eine Abänderung des Gehaltstarifs in dem Sinne

herbeizuführen , daß die Gehaltsverhältnisse der Ver -

mefsungsbeamten in einer ihrer Vorbildung entsprechenden
Weise geordnet werden .

"

Auch der Herr Minister des Innern äußerte sich sehr
entgegenkommend und erklärte , daß wenn im nächsten
Landtag eine allgemeine Revision des Gehaltstarifs noch
nicht vorgenommcn werden sollte , dann von Seiten des

Ministeriums des Innern ein Antrag auf partielle Revision k

zu Gunsten der Geometer unter allen Umständen ein- z
gebracht werden solle. Allerdings hat der Herr Minister z
diese in der Sitzung vom 8 . März 1900 abgegebene j
Erklärung in der Sitzung vom 12 . März dahin ein - '

geschränkt , daß er nur seine persönliche Ansicht ausgesprochen !

habe , für die er auch bei der Vorbereitung der Arbeiten
'

zum nächsten Landtag eintreten werde . Dieser ein¬

schränkenden Erklärung gegenüber wurde von Seiten der !

Zweiten Kammer betont , daß , wenn die Resolution die

Großh . Regierung ersuche , „ thunlichst bald " eine Ab - .

änderung des Gehaltstarifs zu Gunsten der Geometer ^

herbeizuführen , damit nicht eine Verschiebung auf un - .

bestimmte Zeit gemeint sei , sondern daß die Kammer ;

diese theilweise Revision aus alle Fälle im nächsten Land¬

tag vorgenommen zu sehen wünsche, wenn eine allgemeine
Revision dann noch nicht möglich sein sollte .

Die Budgetkommission bedauert lebhaft , daß die Großh .

Regierung sich nicht entschließen konnte , der vom letzten
Landtag einstimmig angenommenen Resolution Folge zu
geben und eine Theilrevision des Gehaltstarifs zu Gunsten
der Geometer schon jetzt durchzuführen . Sie mußte aber

anerkennen , daß die Gründe , welche die Regierung für

ihre Ablehnung einer Theilrevision geltend gemacht hat ,
die ernsteste Beachtung verdienen . Die Kommission konnte

sich namentlich nicht verhehlen , daß es eine Inkonsequenz
sein würde , hier auf eine Theilrevision zu drängen , nach¬
dem die ebenso dringenden Wünsche verschiedener anderer

Beamtenkategorien auch aus dem Grunde zurückgestellt
werden mußten . Dieser Grund war für die Kommission
ausschlaggebend , um von einem Antrag auf Abän¬

derung des Gehaltstarifs noch in der gegenwärtigen Kam¬

mertagung abzusehen ; sie glaubte dagegen die Erwartung
aussprechen zu sollen , daß die Großh . Regierung um so
sicherer dem nächsten Landtag eine Vorlage über die frag¬
liche Theilrevision machen werde , falls , die allgemeine
Gehaltsrevision auch dann noch nicht durchführbar er¬

scheinen sollte . Die Kommission muß anerkennen , daß die

Großh . Regierung durch die Maßnahmen , welche sie im

Budget 1902/03 zur Besserstellung der Geometer vorschlägt ,
den berechtigten Wünschen derselben so weit entgegenkommt ,
als es ohne eine Abänderung des Gehaltstarifs möglich ist.
Die Konimission kann die unter Titel XVII 8 49 vorge¬
sehenen Dienstzulagen , die nach den Erläuterungen zu 8 54

im ordentlichen und 8 33 im außerordentlichen Etat in

Aussicht genommene Stellung der Diensträume und Bureau¬

einrichtungen und die Beschaffung von Dienstwohnungen ,
ferner die in der vorstehenden Aeußerung des Herrn Mi -

nisterialpräsidenten angekündigte Beseitigung der den

Katastergeometern nachtheiligen Bestimmung des Gehalts¬
tarifs bezüglich der Einrechnung des Wohnungsgeldes in

den Gehalt nicht so gering anschlagen , wie es anscheinend
die Petenten thun ; sie sieht vielmehr in diesen Maßnah -
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men wesentliche Verbesserungen der Lage der staatlichen
Geometer.

Redner geht dann noch auf die übrigen Wünsche der
Geometer ein und bemerkt , daß die Kommission glaubte ,
ohne auf die einzelnen Punkte näher einzugehen, sich den
Anschauungen der Großh . Regierung bezüglich dieser
Punkte anschließen zu sollen.

In diesem Sinne , und ohne sich bezüglich der einzelnen
Wünsche der Petenten binden zu wollen , beantragt die
Kommission:

Die vorliegende Petition des Badischen Geometer¬
vereins der Großh . Regierung empfehlend zu
überweisen.

Auch die Petition der Landstraßenwärter hat das
Haus schon wiederholt beschäftigt. Die Verhältnisse der
Landstraßenwärter find in den letzten Jahren nicht un¬
erheblich verbessert worden. Die Löhne sind erhöht worden.
412 Landstraßenwärtern (53 Proz.) ist die Beamteneigen¬
schaft verliehen worden, was zur Folge hatte, daß schon
25 Wärter Unterstützungsgehalte erhalten . In Anbetracht
der Leistungen, welche von den Straßenwärtern verlangt
werden , kann Ihre Kommission diese Bezahlung nicht als
eine genügende anerkennen, auch wenn um diesen Lohn,
was übrigens in den meisten Landesgegenden nicht mehr
zutreffen dürfte, gewöhnliche Taglohnarbeiter zu haben
wären. Die Jahresvergütung der Mehrzahl der Wärter
(570 von 766) schwankt zwischen 450 bis 504 M . und
nur wenige (51) gelangten bis jetzt zu einem Jahresein¬
kommen von über 600 M . Im Durchschnitt aller Wärter¬
strecken beläuft sich das Einkommen eines Wärters auf
501 M . 69 Pf . , d . i . für den Arbeitstag (300 Arbeits¬
tage gerechnet ) 1 M . 66 Pf . , und wenn die kleineren
Nebeneinkünfte (Grasnutzen an den Böschungen , Prämien
für gute Leistungen und für Telegraphenaufsicht , Dienst¬
kleidung) , welche die Großh . Regierung zu 59 M . 50 Pf.
im Durchschnitt berechnet , berücksichtigt werden, auf 1 M .
87 Pf . pro Arbeitstag . Gleichmäßige Lohnklassen für das
ganze Land , wie sie die Landstraßenwärter wünschen,
können allerdings nicht eingeführt werden. Dagegen wünscht
die Kommission eine angemessene weitere Erhöhung des
Einkommens der Landstraßenwärter in der Weise , daß
dieses mindestens nach der Höhe des ortsüblichen Tag¬
lohnes , jedoch ohne Einrechnung der Nebenbezüge be¬
messen werden sollte. Die Verleihung der Beamteneigen -
schast, welche den Wärtern die Erlangung eines Unter¬
stützungsgehaltes im Falle der Dienstunfähigkeit sichert ,
sollte , wie bei andern Beamtenkategorien ähnlicher Art ,
z . B . Bahnwärtern , nach einer bestimmten Probezeit , etwa
nach fünf Jahren, erfolgen , womit eine erhebliche Be¬
lastung der Staatskasse wohl nicht verbunden wäre . Da¬
gegen theilt die Kommission die Ansicht der Großh . Re¬
gierung, daß aus den von letzterer angegebenen Gründen
die etatmäßige Anstellung der Landstraßenwärter zur Zeit
nicht in Betracht gezogen werden kann. Eine solche Maß¬
nahme würde eine entsprechende Ergänzung des Gehalts¬
tarifs voraussetzen, die im Hinblick auf die dadurch ent¬
stehende sehr erhebliche Belastung der Staatskasse und die
zu erwartenden Berufungen anderer Klaffen von Be¬
diensteten zumal bei den jetzigen Zeitverhältnissen für die
gegenwärtige Staatshaushaltsperiode nicht in Betracht
kommen könnte . Auf Grund dieser Erwägung stellt Ihre
Kommission den Antrag :

Das Hohe Haus wolle die beiden Petitionen der
Landstraßenwärter hinsichtlich der weiteren Aus¬
dehnung der Verleihung der Beamteneigenschaft und
hinsichtlich der Aufbesserung der Jahreslöhne in dem
bezeichnten Umfang der Großh . Regierung empfeh¬
lend überweisen, bezüglich der weiteren Wünsche der

UPetenten jedoch zur Tagesordnung übergehen.
Redner empfiehlt zum Schluß nochmals unveränderte

Annahme des Etats.

Abg . Schüler : Ich bin sehr erfreut darüber , daß der
langjährige Wunsch nach Einführung des Decksystems
insofern Erfüllung fand , als auf einer großen Strecke
der Landstraßen dieses System angewandt wurde , und
als in der nächsten Periode sechs Dampfwalzen statt vier
eingestellt werden. Für die Zukunft müssen wir dafür
sorgen , daß die Landstraßen immer mehr nach diesem
Decksystem behandelt werden. Es bedeutet eine außer¬
ordentliche Erleichterung des Fuhrverkehrs, auch die Kreis -
und Gemeindewege sollten nach und nach eingewalzt wer¬
den . Ebenso erfreut bin ich darüber , daß durch Aufhe¬
bung der Flußbaubeiti -käge für die Rheingemeinde
der so lang ersehnte Steuernachlaß nunmehr eintreten
soll . Diese Maßregel ist heute um so mehr am Platze ,
als die Rheinkorrektion ja beendet ist . Ich möchte aber
bitten , daß die angekündigte Vorlage , die diesen Wegfall
der Flußbaubeiträge auf gesetzlichen Boden stellen soll ,
möglichst bald eingebracht werde .

Etwas weniger erfreulich ist der Stand der Frage eines
Oberrheinkanals . Es herrscht hierüber schon lange
eine unheimliche Stille . Ich gebe zu , daß dies ein Unter¬
nehmen ist von sehr großer finanzieller Tragweite. So¬
weit ich aber unterrichtet bin , ist eine Sachverständigen¬
kommission in Thätigkeit gewesen , die eingehende Erhe¬
bungen veranstaltete und Gutachten erstattete. Es liegt
im Interesse der ganzen betheiligten Gegend , daß sie über
den Stand dieser Frage Nachricht erhält . Ein solcher
Kanal wäre im Stande, die Schattenseiten der Korrektion
wieder zu beseitigen, die darin bestehen , daß das Grund¬
wasser zurückgedrängt wurde , und daß infolge dessen
Frucht , Gras und Klee nicht fortkommen können, weil
der Boden zu trocken geworden ist . Auf eine solche Weise
könnte der tatsächlich nothleidenden Landwirthschaft ge¬
holfen werden . Die sonst bei solchen Anlässen hervor¬
tretenden Interessengegensätze sind hier nicht vorhanden :
es würde durch den Bau dieses Kanals den Wünschen
der Industrie in gleichem Maße wie denjenigen der Land¬
wirthschaft Rechnung getragen. Die kleinen Mühlen
leiden nicht allein unter der erdrückenden Konkurrenz der
großen Aktienmühlen , sondern auch unter dem Wasser¬
mangel . Das ganze Gewerbe , die Industrie , auch die
Hauptstadt Freiburg wäre sehr erfreut über den Bau
dieses Kanals. Ich schließe mich der Kommission voll¬
ständig an und bitte die Regierung , diese Angelegenheit
nicht aus den: Auge zu verlieren.

Was die eingelaufene Petition der Geometer anlangt,
ist zu betonen , daß eine gewisse Geschäftsüberlastung und
der geringe Zugang zu dieser Beamtung sich auch in den
Landgemeinden fühlbar macht , denen die Geometer ihre
Thätigkeit nicht mehr in dem wünschenswerthen Maße zu
Theil werden lassen können . Auch in dieser Hinsicht wäre
eine Abhilfe zu wünschen .

Ich bin nun noch in der Lage , den Dank einiger Ge¬
meinden meines Bezirks für den Zuschuß zum Bau neuer
Brücken auszusprechen . Die Gemeinde Rimsingen bittet ,
man möchte einen noch größeren Theil der Kosten auf
die Staatskasse übernehmen, und sie begründet diese Bitte
mit dem Hinweis auf die bedeutenden Lasten, die der
Neubau des Schulhauses bei einer Umlage von 50 Pf.
der Gemeinde auferlegt . In Wolfenweiler liegen die
Verhältnisse ebenso . Ich bitte die Großh . Regierung, die
Wünsche der beiden Gemeinden thunlichst zu berücksichtigen .

Abg . Kist : Die Schaffung der Stelle eines weiteren
Centralinspektors kann nur begrüßt werden . Dadurch
wird eine Entlastung der mit Arbeit so sehr überhäuften
technischen Beamten bei der Oberdirektion eintreten . Aber
auch bei den Bezirksverwaltungen haben sich die Geschäfte
bedeutend vermehrt, und der noch dazu kommende geringe
Zugang der Studirenden zum Jngenieurfach machte diese
Geschäftsvermehrung noch fühlbarer. Wenn nun zwar



auch heute eine Besserung in letzterer Hinsicht eingetreten
ist , so hat doch auch heute noch der achtstündige Arbeits¬

tag für die Bezirkslnspektionen nur problematische Be¬
deutung .

Ich bin der Ansicht , daß die Wünsche der Geometer
vollständig berechtigt sind , und es handelt sich hier nicht
nur um die Bezirks - , sondern auch um die Kataster¬
geometer , die wir auch nach Beendigung der Katastrirung
zur Förderung der Feldbereinigung noch brauchen werden .
Da eine Theilrevision des Gehaltstarifs im gegenwärtigen
Zeitpunkt nicht angängig erschien , beschritt die Regierung
einen anderen Weg zu ihrer Besserstellung , indem sie
ihnen eine Dienstzulage gewähren und die Vergütungen
für die sachlichen Amtsunkosten rc . erhöhen will . Die
Kosten hierfür betragen — ohne die Dienstzulagen —
78 740 M . im ordentlichen und 10 250 M . im außer¬
ordentlichen Etat . Diese Beträge sind aber nicht als
Mehrleistung gegenüber dem jetzigen Zustand anzusehen ,
da die jetzt üblichen Pauschalvergütungen für die Bezirks¬
geometer in Höhe von 450 , 380 , 320 und 280 M . in
Zukunft in Wegfall kommen . Die Kommission spricht die
Erwartung aus , daß , falls dem nächsten Landtag nicht
die Vorlage einer allgemeinen Gehaltstarisrevision gemacht
werden könne , dann eine Theilrevision für die Geometer
eintreten solle . Diesem Wunsche möchte ich mich an¬
schließen .

Die technischen Assistenten (L 1) scheinen mir
nicht in die richtige Gehaltsklasse eingereiht zu sein , auch
in der Wohnungsgeldfrage kommen sie immer zu kurz .
An der Hand einer ihm vorliegenden graphischen Dar¬
stellung sucht Redner nachzuweisen , daß sie seit dem Jahre
1874 im Wohnungsgeld nur um 140 Proz . aufgebessert
wurden , während den anderen Beamten ihrer Tarifklasse
eine Aufbesserung bis zu 300 Proz . , einigen — wie z . B .
den Werkstättevorstehern — sogar bis zu 400 Proz . zu
Theil wurde . Ich sehe nun ein , fährt er fort , daß zur
Zeit eine Revision ihrer Gehaltsverhältnisse nicht möglich
ist , hoffe aber , daß bei der allgemeinen Revision ihre
Wünsche die gebührende Berücksichtigung finden werden .
— Es sind im Budget einige Stellen für Zeichner nach
Gehaltsklaffe ^ vorgesehen . Ich möchte anregen , ob sich
nicht die Schaffung weiterer solcher Stellen bei der Ober¬
direktion ermöglichen ließe .

Die Kulturmeister sind , was ihre Vorbildung und
Leistungsfähigkeit anlangt , außerordentlich tüchtige Beamte .
Der große Geschäftsstand bei der Kulturinspektion bringt
es mit sich , daß sie oft Tage , ja Wochen lang auswärts
sein müssen , und erst Sonntags kommen sie nach Hause ,
so daß sie ihrer Familie sich nur sehr wenig widmen
können . Trotz dieses sehr anstregenden und aufreibenden
Dienstes sind sie in der Klasse 8 5 des Gehaltstarifs
nur sehr schlecht entlohnt . Sie beziehen nach je drei
Jahren eine ordentliche Zulage von 120 M . , während
weitaus die meisten anderen Beamten ihrer Tarifklasse
eine höhere ordentliche Zulage beziehen . Auch die Zu¬
schlagsgebühr , die sie für ihre auswärtigen Dienste und
für das auswärtige Uebernachten beziehen , ist ihrer Stel¬
lung durchaus nicht entsprechend . In jener Zeit , als
man diese Bezüge fixirte , entsprachen sie den Bedürfnissen
und dem Geldwerth wohl vollkommen , heute aber
reichen sie nicht mehr hin , und wir müssen dafür sorgen ,
daß sie entsprechend erhöht werden .

In Z 16 des Budgets sind für Studienreisen
jüngerer Ingenieure 1000 M . vorgesehen . Ich meine
aber man sollte die Gewährung eines solchen Reisestipen¬
diums nicht von der vorherigen Einreichung einer wissen¬
schaftlichen Arbeit abhängig machen . Ein nachträglich
erstatteter Reisebericht sollte genügen . Auch sollten diese
Stipendien nicht nur den jüngeren , sondern auch geeigne¬
ten älteren Ingenieuren zu Gute kommen .

Erfreulich ist es , daß für die Bezirksbeamten eine
größere Anzahl von Dienstgebäuden erstellt wurde .
Doch wird da und dort noch die ungenügende Ausstattung
und Ausschmückung der Dieustzimmer der Inspektions -
Vorstände getadelt . Ich meine , man sollte hierin frei¬
giebiger sein .

Es wurde in der Eisenbahndcbatte hervorgehoben , daß
man wohl in Bälde dazu kommen werde , elektrische
Wagen ohne Schienen auf den Straßen den Verkehr
vermitteln zu lassen . Vorbedingung wäre natürlich , daß
die Straßenbahn gut genug wäre , um es den schweren
Wagen (80 Zentner für Personen - und 100 Zentner für
Güterwagen ) zu gestatten , eine Geschwindigkeit von 12
bis 15 kia in der Stunde zu erreichen . Die Rentabili¬
tät einer solchen Einrichtung wird aber wesentlich davon
abhängen , ob die Straße genügt , oder ob eine neue Decke
nothwendig ist . Die Straßenabnützung wird man wohl
dem Unternehmen ausbürden müssen . Ich richte an die
Regierung die Anfrage , welchen Standpunkt sie einem
derartigen Ansuchen gegenüber einnehmen wird .

Abg . Pfefferte : Man ist allerseits sehr befriedigt darüber ,
daß man bei der Straßenunterhaltung das Decksystem an¬
genommen hat . Die Erfahrungen , die wir hiermit gemacht
haben , sind sehr erfreulich . Die Durchführung hat auch
keine so großen Schwierigkeiten bereitet , als man anfäng - .
lich annehmen zu müssen geglaubt hat . Redner spricht die ;
Bitte aus , immer mehr das Material anzuwenden , das

zu benützen man angefangen habe . — Die Erstellung von -
Ortsentfernungssteinen wird wohl jedem Wanderer will - !
kommen sein . !

Befriedigt bin ich auch darüber , daß man dazu über - ^
gegangen ist , den Gemeinden die unangenehm empfundenen ;
Flußbaubeiträge nachzulafsen . Ich glaube aber , daß sich :
eine volle Befriedigung nur dann einstellen wird , wenn !
das Wassergesetz in diesem Sinne abgeändert wird .

Hierauf geht Redner auf die Wasserbauten in seinem !
Bezirk über , insbesondere auf die Pflasterungen in der '

Elz und auf die Riegeler Schleiche . Er bedauert , daß ^
diese nur fünf Durchlässe und nur 48 Meter Weite habe , ?

während die neuen Brücken oberhalb alle größer seien .
Bei Hochwasser sei zu befürchten , daß das Wasser nicht ;
alles durchgelassen werde . Er bedauert es ferner , daß eS ;
wegen der Kostenfrage bisher nicht möglich war , die Wege z
auf dem Leopoldskanal , auf den Elz - und Dreisamdämmen !
für den Fuhrwerkverkehr zugänglich zu machen , und gibt
der Hoffnung Ausdruck , daß dies ermöglicht werden könne .

Der Kommission , fährt er fort , bin ich für den Stand¬
punkt , den sie bezüglich des OberrHeinkanals vertritt ,
dankbar . Es wird sich empfehlen , die Gutachten zur
Kenntniß der Kammer zu bringen . Wenn dies nicht
möglich sein sollte , so verlangt es das allgemeine Interesse ,
daß die Regierung nicht zuwartet bis zum nächsten Land¬
tag , daß sie dieselben vielmehr vorher veröffentlicht . Ich ;
will nicht zur Erstellung des Kanals drängen , dazu ist
jetzt nicht die geeignete Zeit . Aber ein solches Unter¬
nehmen erfordert Zeit zu Erwägungen nach jeder Richtung !
hin . Für den Bezirk Emmendingen , den in diesem Hause
zu vertreten ich die Ehre habe , hat der Kanal eine große
Bedeutung nicht nur für die Bewässerung , sondern auch
für die Entwässerung . Schon lange ehe die Idee eines
Oberrheinkanals auftauchte , war da der Gedanke an eine !
Entwässerung lebendig . Ich bitte nun , die Gutachten mög¬
lichst bald zu veröffentlichen , damit man , falls es nicht
zum Bau eines Kanals kommen sollte , dann eine Ent¬
wässerung vorsehen kann .

Ich bedaure es aufrichtig , daß es nicht möglich ist , aus
diesem Landtag den Wünschen der Geometer vollständig
Rechnung zu tragen . Doch werden die vorläufigen Hilfen ,
die ihnen zu Theil werden sollen , dazu beitragen , in ihrem
Kreise wieder Beruhigung zu schaffen , Es ist sehr zu
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begrüßen , daß für sie Dienstwohnungen beschafft werden

sollen . — Die Landstraßenwarte werden befriedigt
fein , wenn sie die Erwägungen erfahren , welche die Kom¬
mission veranlaßten , dafür zu sorgen , daß ihr Gehalt
mindestens zur Höhe des ordentlichen Taglohns erhöht
werden soll.

Präsident des Ministeriums des Innern , Geh . Rath
Di . Schenkel dankt der Kommission , dem Berichterstatter ,
sowie den Herren Vorrednern für die der Thätigkeit
unserer Behörden im Gebiet des Wasser - und Straßen¬
baus gezollte Anerkennung ; mit Recht gilt diese Aner¬
kennung auch unseren technischen Bezirksbeamten , die im
großen und ganzen ihren Dienst gut und pflichtgetreu
ausfüllen und von tunen manche Vorstände , wie Herr
Kist lervorgehoben hat , wenigstens zeitweise über das
Maß angestrengt sein mögen , das man , insbesondere in
anderen Schichten der Beamtenschaft , als das zuzu-
muthende Normalmaß der Beschäftigungsdauer zu be¬
trachten pflegt .

Es ist ja den meisten Berichterstattungen eigentümlich ,
daß mehr dasjenige hervorgehoben zu werden Pflegt , was
noch gewünscht wird , und daß dann verhältnißmäßig
kleine Angelegenheiten , bezüglich deren etwas auszusetzen
ist , ausführlicher behandelt werden , während andere
Sachen , die von größerer Wichtigkeit sind , und wo Fort¬
schritte zu verzeichnen sind , zurücktreten oder gar nicht er¬
wähnt werden . So hat es mich immerhin etwas ver¬
wundert , wenn in dem Bericht gar nicht erwähnt wird ,
daß der Staat mit diesem Jahr endgiltig darauf
verzichtet, die Gemeinden zu Flußbeiträgen am
Rhein heranzuziehen . Diese Frage hat das Haus in
den letzten 30 Jahren wiederholt sehr eingehend beschäftigt ,
die sachlichen Gründe , welcher dafür sprechen, daß die be¬

theiligten Gemeinden zu dem Aufwand des Rheinbaues
herangezogen werden , haben auch heute noch ihr Gewicht
nicht vollständig verloren . Auch jetzt noch läßt sich diese
Beitragslast der Gemeinden ganz wohl rechtfertigen , denn
den Aufwand für die Ausführung und Erhaltung der
Rheinkorrektion dient im wesentlichen nicht für die
Zwecke der Schifffahrt , sondern um die benachbarten Ge¬
meinden gegen Überschwemmung , Versumpfung rc. zu
schützen , die gesundheitlichen Verhältnisse dieser früher
von Fiebern heimgesuchten Gegenden zu bessern . Dieses
große Ziel ist auch erreicht worden . Es ist aber
unrichtig , wenn oft angenommen wird , daß dieses
Korrektionswerk nunmehr vollendet sei , vielmehr sind
auch jetzt noch sehr beträchtliche Mittel aufzuwen¬
den Jahr für , Jahr nicht bloß sür die Unterhaltung ,
sondern auch für den weiteren Ausbau der Rheinkorrektion .
Im Jahr 1900 sind hierfür mehr als eine Million Mark

aufgewendet worden . Trotzdem hält es die Großh . Re¬

gierung im jetzigen Zeitpunkt , wozu der hauptsächlich
dem Interesse der Landeskultur dienenden Rheinkorrektion
sür den unteren Theil des Rheins bis hinauf nach Kehl
die den Schifffahrtszwecken dienende Rheinreguli rung hin¬
zutreten soll, für angemessen , daß die Gemeinden am

ganzen Rhein von derPflicht zur Entrichtung der Flußbaubei¬
träge , die immerhin noch 100000 M . im Jahr ausmachen , be¬
freitwerden . Ich glaube , diese Maßregel ist namentlich auchdes-

halb gerechtfertigt , weil die jetzige Generation sich gar nicht
mehr daran erinnert , wie der Rhein früher vor 50 — 70

Jahren ausgesehen hat , welch ' furchtbaren Schaden er
allen am Rhein liegenden Gemarkungen von Zeit
zu Zeit zugefügt hat . Namentlich erinnert sich noch die

Bevölkerung in dem jetzt fieberfreien Rheingebiet auch
nicht mehr an vie früheren gesundheitlichen Miß¬
stände . Sie sieht das neu geschaffene Korrektions¬
werk sozusagen als ein Werk an , das aus den Händen
der Natur hervorgegangen ist , und sie findet es
nicht mehr gerecht, daß sie sür ein Werk Beiträge

zahlen soll, dessen Schaffung sie nicht miterlebt hat .
Wir haben deshalb geglaubt , diesem Hohen Hause Vor¬

schlägen zu sollen , diese Flußbaubeiträge für den Rhein
endgiltig zu beseitigen , zunächst in Gestalt eines Nach¬
lasses im Budget , in der Folge aber in der Gestalt
einer Aenderung des Gesetzes. Wenn dieses von der

Regierung bereits in einem vorläufigen Entwurf vor¬
bereitete Gesetz nicht schon diesem Landtag vorgelegt wird ,
so geschieht dies einmal deswegen , weil dieser Landtag
schon hinlänglich mit Gesetzen belastet ist, und
weiter deshalb , weil die neue gesetzliche Regelung
sich gleichzeitig auch aus die Tragung des Flußbau¬
aufwandes für die Binnenflüsse erstrecken soll .

Nach den jetzt geltenden Bestimmungen des
Wassergesetzes liegt dem Staat die Fürsorge sür die

Instandhaltung der im Flußbauverband befindlichen
Flüsse ob . Die geschützten Gemeinden haben , und zwar
jeweils die Gesammtheit der an einem Flusse Betheiligten ,
an die Staatskasse Beiträge zu leisten , für die schiff¬
baren Flüsse i/s , für die Binnenflüsse */g des sür
einen Fluß im Jahre bestrittenen Aufwands . Unter die
beitragspflichtigen Gemeinden jeden Flusses wird der

Jahresbetrag der Flußbeiträge nach Maßgabe der Steuer -

kapitalien , und zwar der Grund -, Häuser -, Gefäll - und Ge¬
werbesteuerkapitalien , vertheilt . Diese letztere Bestimmung
wird schon aus formellen Gründen bei Einführung der

Vermögenssteuer an Stelle der genannten Ertragssteuer
geändert werden müssen . Dies ist daher der Zeitpunkt ,
in welchem eine Aenderung der auf die Beitragspflicht
der Gemeinden des Flußbauverbands bezüglichen Vor¬

schriften des Wassergesetzes jedenfalls eintreten muß .
Und es wird alsdann weiter zu erwägen sein , ob

nicht hinsichtlich der Binnenflüsse überhaupt eine

ganz andere Regelung eintreten soll , was die

Pflicht zur Instandhaltung und zum weiteren Ausbau
der Binnenflüsse , zur Kostentragung rc. angeht , ob
namentlich nicht für Binnenflüsse ein besonderer Fluß¬
bauverband aus den an dem Fluß betheiligten Gemeinden
gebildet werden soll , welchen Verbänden dann der Staat
mindestens dasjenige , was er seither geleistet hat , als

Zuschuß gewähren , und denen er , wie den Kreisen für
ihre Thätigkeit ein Wegweiser , so für Besorgung der

wasserbaulichen Geschäfte unentgeltlich die Thätigkeit der

technischen Staatsbeamten zur Verfügung stellen würde .
Das wäre ein weiterer Ausbau unserer Selbst¬
verwaltung . Die betheiligten Gemeinden hätten ein

größeres Maß von Selbständigkeit und der Mit¬
wirkung bei der Beschlußfassung über die an den
einzelnen Binnenflüssen auszuführenden und zu erhaltenden
wasserbaulichen Arbeiten . Und die dem neuen Verbände
ungehörigen Gemeinden hätten doch für den Flußbau im

ganzen nicht mehr zu bezahlen als seither . Die Großh .
Regierung ist mit der Ausarbeitung eines endgiltigen
Gesetzentwurfs in dieser Richtung beschäftigt . Hinsicht¬
lich der großen schiffbaren Flüsse , des Rheins , Neckars
und Mains , kämen solche Verbände nicht in Betracht ;
hier würde die Verpflichtung der betheiligten Gemeinden
zur Antheilnahme an der Last des eigentliche » Flußbaues
gesetzlich ganz aufgehoben , und die Gemeinden an den
schiffbaren Flüssen würden nur noch Dammbaubeiträge zu
leisten haben . Durch die Schaffung von Flußbauver¬
bänden für die nicht schiffbaren Flüsse unter Leitung der
Arbeiten durch die Rheinbau - oder die Wasser - und

Straßenbauinspektionen würde eine gerechtere und der

Selbstverwaltung der betreffenden Gemeinden mehr ent¬
sprechende Regelung eintreten , als sie jetzt besteht .

Hinsichtlich des Oberrh einkanals bin ich der
Ansicht, daß diejenigen , die sich dieses Projektes an¬
nehmen , sehr zufrieden damit sein können , daß die Sache
nicht in dem jetzigen Augenblick, in dem immerhin eine
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gewisse Ebbe in den Staatsfinanzen herrscht und '
auch

die Unternehmungslust keine sehr große ist , zur Ent¬
scheidung reif geworden ist.

Es handelt sich hier um ein Projekt , dessen Aus»
führung mindestens 20 , nach neueren Erhebungen und
Feststellungen aber wahrscheinlich gegen 25 Millionen
Mark kosten wird . Es ist ganz angezeigt, daß man
nicht veranlaßt ist, in einem Augenblick , wie dem jetzigen,
sich über ein derartiges Projekt , dessen Ausführung
kapitalkräftige Unternehmer und erhebliche Staatszuschüsse
erfordert, schlüssig zu machen . Die Regierung hat nichts
versäumt, um die Behandlung dieses Projekts zu beschleu¬
nigen . Mer in der Sache selbst zeigten sich so erhebliche
Schwierigkeiten, daß es nicht möglich war , die endgiltige
Begutachtung früher zu beendigen. Unrichtig wäre es
jedenfalls, anzunehmen , als ob es sich bei diesem Projekt
darum handle , Mißstände zu beseitigen , die infolge der
Rheinkorrektion in jenen Landestheilen hervorgetreten
seien . Dies war freilich der erste Ausgangspunkt ; man
frug sich, ob es möglich und zweckmäßig sei, durch einen
im Niederungsgebiet des Rheins oberhalb des Kaiser¬
stuhls herzustellenden Kanal den in diesem Gebiet ge¬
legenen Mühlen , deren Wasserzufluß durch die Tiefer¬
legung der Rheinsohle gemindert oder ganz verschwunden
war , die früheren Wasseckäste wieder zu verschaffen .
Es hat sich aber bei Untersuchung der Verhältnisse bald
herausgestellt, daß dieser Zweck die Kosten eines Kanals
in der Rheinniederung nicht lohnen würde. Man kam
dann bei den weiteren technischen Untersuchungen auf
den Gedanken, auf dem Hochgestade einen Kanal zu
bauen , der zwei Zwecken dienen sollte, einerseits der
Bewässerung, andererseits der Gewinnung von Wasser¬
kräften. Dieses neue Projekt , welches

' die Zulei¬
tung von großen Waffermengen auf das Hochgestade
zum Zwecke der Umwandlung von Ackerland in
Wiesen beabsichtigt , hängt mit den Folgen der
Rheinkorrektion gar nicht zusammen ; und man
muß der Annahme , zu welcher man durch mißverständ¬
liche Auffassung d§r Ausführungen des Herrn Abg .
Schüler vielleicht gelangen könnte , von vornherein ent¬
gegentreten, als ob der Staat sich dieses Projektes des¬
halb anzunehmen hätte , weil er in dieser Weise den
Schaden wieder gut zu machen habe , den er durch die
Rheinkorrektion auf dem Hochgestade des Rheins zwischen
Hüningen und dem Kaiserstuhl angerichtet habe. Wenn
jetzt eine größere Trockenheit des kiesigen Bodens auf
dem Hochgestade jenes Gebiets festgestellt wird, so ist das
keineswegs eine Folge davon gewesen , daß durch die
Rheinkorrektion von Basel abwärts die Rheinsohle erheb¬
lich tiefer gelegt worden ist. Diese Tieferlegung ist ja
eine Thatsache; ob sie lediglich durch die Korrektion herbei¬
geführt wurde oder ob sie nicht als Folge der physikalischen
Stromverhältnisse wenigstens theilweise auch ohnedem ein¬
getreten wäre, lasse ich dahingestellt. Jedenfalls ist diese
Tieferlegung nicht daran schuld, wenn auf ?'dem viele
Meter höher gelegenen Hochgestade zur Zeit eine erheb¬
liche Trockenheit herrscht . Sollte die Trockenheit des
Geländes auf jenem vom Rhein weit entfernten und hoch
über der Niederung gelegenem Gebiete der Rheinebene
wirklich neuerdings größer geworden sein als früher , so
hängt dies mit anderen Thatsachen, als mit der Rhein¬
korrektion , vielleicht mit der Herstellung von Entwässer¬
ungsanlagen , mit der Tieferlegung von Binnenflüssen
und dergl. zusammen. Wenn der Staat einmal für die
Ausführung eines Projektes , wie des Oberrheinkanals ,
etwas leisten würde, so geschähe dies jedenfalls nicht,
weil er dazu infolge der Rheinkorrektion verpflich¬
tet ist, sondern, wie in ähnlichen Fällen dieser Art,
weil der Staat im Interesse der Allgemeinheit eingreist,
um große Kulturunternehmungen '

möglich zu machen .

Die Sache ist aber noch gar nicht so weit, daß der
Staat sich darüber schlüssig machen könnte, ob
das Unternehmen überhaupt bauwürdig ist vom
Gesichtspunkt der öffentlichen und der privatwirthschast-
lichen Interessen . Es sind sogar eine ganze Anzahl ungünstiger
Momente vorhanden, die es zweifelhaft erscheinen lassen , ob
sich ein so gewaltiger Aufwand überhaupt lohnt . Recht
ungünstig ist, daß von Hüningen bis Auggen, 25 Km
lang , der Kanal hinfließen muß , ohne daß er für Ge¬
winnung einer Wasserkraft oder für die Bewässerung
ausgenützt werden kann. Erst von da an gewinnt er
für diese Zwecke Bedeutung . Und auch hier ist unter den
fünf Gruppen von Gemarkungen , deren nach dem Gut¬
achten der Kommission von 1900 das Unternehmen dienen
soll, eigentlich nur eine , welche aus Gemeinden der Be¬
zirke Müllheim , Staufen und Breisach besteht , für die
das Unternehmen vom Gesichtspunkt der Bewässerung
besondere Bedeutung hat . Die unterste Gruppe mit der
faulen Waag und dem Wasenweiler Ried kommt fast
nur für die Entwässerung in Betracht, und es ist in
dieser Hinsicht bereits die Frage ins Auge gefaßt worden,
ob für diese hauptsächlich an der Entwässerung be¬
theiligte Gegend nicht besser und billiger durch ein be¬
sonderes Entwässerungsunternehmen zu sorgen wäre.
Ob die Vortheile des Kanals , soweit derselbe 4000
Wasserkräfte zur Verfügung stellt, im Berhältniß zu den
Kosten sehr erhebliche wären , ist nach dem derzeitigen
Stand der Untersuchungen zum mindesten fraglich; ins¬
besondere fragt es sich, ob die durch die Gewinnung von
Wasserkräften ermöglichte Errichtung von industriellen
Etablissements für die Bevölkerung des in Frage kom¬
menden Gebiets eine große Wohlthalt sein würde ; dabei
kommt in Betracht, daß die Gegend, wo die Wasserkräfte
gefaßt werden sollen , keine industriereiche ist und daß
schon jetzt dort eher ein Mangel an Arbeitskräften besteht.
Für die Regierung war die Begutachtung der Kom¬
mission von 1890 , welcher auch der Herr Mg . Dreher
angehört hat , immerhin ein sehr werthvoller Fortschritt
in der weiteren Erörterung dieser wichtigen Angelegenheit.
Die Regierung hat dieses Gutachten vervielfältigen lassen
und alsdann einerseits über die technischen Fragen und
die Frage des Kostenaufwands die technische Behörde
gehört, anderseits die sehr eingehende Aeußerung eines
landwirthschaftlichen Sachverständigen eingeholt. Diese
letztere Aeußerung ist noch nicht eingekommen . So lange
sie nicht vorliegt, kann sich die Regierung noch nicht
endgiltig über das Projekt äußern . Auch in diesem
Stadium ist beabsichtigt , wie dies schon früher geschehen
ist, das Ergebniß der weiteren Begutachtungen den be¬
theiligten Kreisen durch Vervielfältigung zugänglich zu
machen . Wenn diese Veröffentlichung etwa den Erfolg
haben sollte , daß sich die interessirten Gemeinden zu¬
sammenschließen oder eine Unternehmungsgesellschast ge¬
gründet wird, so daß die Sache schon jetzt hergestellt
werden kann , ohne daß der Landtag bemüht werden
muß, dann wäre dies ein sehr günstiges Ergebniß , es
wäre dargethan , daß die Betheiligten selbst die volle
Ueberzeugung haben, daß das Projekt die Kosten lohnt.
Würde sich aber ergeben, daß die Kosten so hoch sind ,
daß nur ein kleiner Theil durch die Erträgnisse des Be¬
triebs und die Beiträge der Gemeinden gedeckt werden
kann, dann werden wir am besten thun , die Sache auf¬
zugeben . Immerhin ist es von großem Werth , wenn
eine derartige Frage einmal in gründlicher Weise unter¬
sucht wird . Eine solche Arbeit kann doch immerhin als
ein zum Muster dienender Vorgang für die Zukunft von
Werth sein , wenn sie auch unter den gegenwärtigen Ver¬
hältnissen vielleicht nicht zu einem Ergebniß führt .

Der Herr Berichterstatter hat weiter gefragt , in welchem
Stadium die R e n ch korrektion sich zur Zeit befiudv.
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TS handelt sich hier nicht bloß um eine einfache Korrektion ,
sondern um ein mit der Korrektion zu verbindendes großes
Kulturunternehmen , durch welches die in der Rheinebene
gelegenen großen Flächen der im Ueberschwemmungsge -

biet der Rench befindlichen Maiwaldwiesen bewässert und

zum Theil auch entwässert werden sollen . Dis Ausfüh¬
rung des Unternehmens liegt hauptsächlich im Interesse
der Gemeinden und der Betheiligten , welche Eigenthümer
jener zur Zeit wenig ertragsreichen Flächen sind . In den

letzten Jahren hat nun das Bezirksamt mit den Gemein¬
den über die Ausarbeitung eines solchen Projekts verhan¬
delt. Die Gemeinden scheinen aber bis jetzt von der Wich¬
tigkeit und dem Werth des Projektes noch nicht vollständig
überzeugt zu sein . Nur wenn die Betheiligten selber ein -

sehen, daß es sich hauptsächlich um ihre Interessen handelt
und auch den Hauptaufwand , insbesondere für Ausarbei¬
tung eines eingehenden Projekts , tragen wollen , kann auch
der Staat sich der Sache weiter annehmen und seiner Zeit
eine Anforderung in das Budget einstellen .

Redner kommt dann auf die Petitionen der Geo¬
meter und Landstraßenwärter zu sprechen : Es

ist ja richtig , daß die Größt ) . Regierung , namentlich mein
Herr Amtsvorgänger und dann auch ich , der Ansicht war ,
daß es materiell sehr zu wünschen wäre , wenn die Bezirks¬
geometer eine Aufbesserung in der Gehaltsordnung selbst
hätten erfahren können , die ihr auch die Kammer auf dein
letzten Landtag zugedacht hat . Ich habe mich nur mit einem
gewissen Bedauern dem Beschlüsse des Staatsministeriums
gefügt , als bei der endgiltigen Budgetaufstellung die Be
zirksgeometer von einer Theilrevision ausgeschlossen wur¬
den. Ich mußte aber eben die Richtigkeit der vom Staats¬
ministerium zur Sache eingenommenen Stellung anerken¬
nen ; dieselben Gründe waren ja auch , wie heute der Herr
Berichterstatter ausgeführt hat , für die Kommission aus¬
schlaggebend, als sie die Herbeiführung einer sich auf die
Bezirksgeometer allein erstreckenden Theilrevision der Ge -
Haltsordnung als unzulässig erklärte , weil dies unabseh¬
bare Konsequenzen in Bezug auf andere Beamtenklassen
hätte . Diese Gründe müssen aber auf dem nächsten Land¬
tag noch ebenso gegen eine Theilrevision vor der allge¬
meinen Gehaltstarifrevision sprechen , wenn es zu unserm
großen Bedauern nicht gelingen sollte , auf dem nächsten
Landtag zu einer allgemeinen Revision zu kommen .
Ich kann deswegen leider eine Zusage in dem von der Kann
Mission gewünschten Sinne nicht geben .

Hinsichtlich der Landstraßenwärter ist es von der Re¬
gierung von jeher als ihre Aufgabe anerkannt morden ,
allmählich eine fortschreitende Besserung ihrer Verhältnisse
herbeizuführen , aber immer von dem Gedanken aus¬
gehend, daß es sich hier im wesentlichen um eine Klasse ge¬
lernter Arbeiter handle und die Verhältnisse der Straßen¬
wärter nach diesem Gesichtspunkt zu regeln seien . Mit dem
allgemeinen Steigen der Arbeitslöhne überhaupt ist daher
auch ein Steigen der Bezüge der Landstraßenwärter früher
eingetreten und in dem Budgetentwurf weiter vorgesehen .
Sie sind an sich schon im Verhältniß zu anderen Arbeitern
etwas besser gestellt . Bis jetzt hat es infolge dessen auch an
einem tüchtigen Zugang nicht gefehlt . Eine Bemerkung
des Kommissionsberichts hat mich etwas befremdet . Der
Bericht sagt auf Seite 24 :

„Der von der Großh . Regierung bekundeten Anschau¬
ung , daß die Bezahlung der Straßenwärter bei zuneh¬
mendem Alter und infolge dessen vielleicht abnehmender
Leistungsfähigkeit gekürzt werden sollte , kann Ihre Kom¬
mission keineswegs beipflichten .

"
Eine solche Auffassung besteht bei der Regierung keines¬

wegs , und sie hat derselben nirgends Ausdruck gegeben .
Die Erklärung der Regierung auf Seite 23 besagt : „In
der That wird schon jetzt der Straßenwärter im Alter
berhältnitzmäßig besser bezahlt wie in jüngeren Jahren ,
indem ihm der Lohn auch mit dem Rückgänge seiner

Kräfte unverkürzt belassen wird , was bei den Arbeitern
im Privatdienste sonst nicht der Fall ist . Die Einführung
von Alterszulagen bei den Straßenwärtern würde eine
fortwährende Steigerung der Löhne zur Folge haben ,
denn an Stelle eines abgehenden bejahrten Mannes , der
den Höchstlohn bezog, würde man einen jüngeren kräf¬
tigen Mann mit erheblich niedrigerem Lohn (Anfangs -
gehalt ) in der Regel nicht erhalten " .

Es ist hier nirgends angedeutet , daß die Regierung
etwa in Zukunft beabsichtige , die Straßenwärter im Alter
geringer zu bezahlen , als in jüngeren Jahren .

Etwas gewundert hat es mich immerhin , daß diese bei¬
den Beamtenklassen schon wieder auf diesem Landtag in
recht entschiedenen Worten um Gehaltsaufbesserungen ein¬
gekommen sind . Ich bin dadurch in meinen Anschauungen
bestärkt worden , daß die Verbesserungen jedenfalls nicht
den Erfolg haben , daß in den Empfängern das Gefühl
der Zufriedenheit hervorgerufen wird . Und das ist ja
auch nicht der Zweck der Aufbesserungen . Ganz das Gleiche
tonnte man bei der Einführung der sozialen Versicherung
beobachten ; trotz ihrer großen Leistungen kann man nicht
sagen , daß in den bedachten Kreisen das Gefühl der Zu¬
friedenheit gewachsen ist . Aber man darf sich durch diese
Wahrnehmung nicht abhalten lassen, zur Verbesserung der
Bediensteten das zu thun , was gerecht und nach Lage
der Finanzen möglich ist . Das Wichtigste ist ja , daß die
sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Angestell¬
ten thätfächlich gehoben werden , wie dies bei der Arbeiter¬
klasse durch die soziale Versicherung wirklich geschehen ist .
Am meisten habe ich mich übrigens gewundert über die
neueste Petition der Bezirksgeometer , in welcher ihre
Unzufriedenheit über das Gewährte einen die angemessene
Grenze Wohl überschreitenden Ausdruck findet . Was man
überhaupt thun konnte für die Bezirksgeometer , ohne eine
Theilrevision des Gehaltstarifs , ist geschehen. Ich weise
einerseits hin auf die auch dieser Beamtenklasse zu Gute
kommende Wohnungsgelderhöhung und andererseits
auf die Gewährung von recht erheblichen Dienstzulagen
von 200 bis 800 M ., endlich darauf , daß sie eine wesent¬
liche Besserung erhalten durch die beabsichtigte Ueber -
nahme der Diensträume und Bureaueinrichtungen auf
die Staatskasse und die in Aussicht genommene allmäh¬
liche Versorgung mit Dienstwohnungen . Man hat also
diese Beamtenklasse , die nach Stellung und Leistungen
eine Berücksichtigung vollauf verdient , schon jetzt , soweit
es nur thunlich war , in verschiedener Weise und ganz
wirksam zu verbessern gesucht, man hat nur nicht so weit
gehen können , daß man auch die Gehaltsordnung ge¬
ändert hat . Wenn diese Beamten das nochmals erwägen ,
dann werden sie sich sagen müssen , daß sie nicht Recht
hatten , in dieser Weise ihre Unzufriedenheit zu äußern .

Abg . Eder bringt Lokalwünsche seines Bezirks vor .

Abg . Greifs bedauert die Konkurrenz, die dem Dosten -
heirner Porphyrwerk von Bayern gemacht werde und leider
von der Wertheimer Wasser- und Straßenbauinspektion
unterstützt worden sei , obgleich der Dossenheimer Porphyr¬
stein als bestes Straßenunterhaltungsmaterial zu bezeichnen
sei . — Das Decksystem habe sich bei unseren Landstraßen
bewährt.

Direktor der Oberdirektion des Wasser- und Straßen¬
baues Geh . Rath Honsell erwidert auf einzelne Anfragen
mehrerer Redner.

Hinsichtlich der Anforderung für Fortbildung jüngerer
Ingenieure ist schon auf dem letzten Landtag ausdrücklich
von der Regierung dargelegt worden, wie überhaupt dieser
Fond entstanden ist, - und was er für eine Bestimmung
hat. Nach der Meinung der Oberdirektion soll sein
Hauptzweck ein erzieherischer sein : einen gewissen Anreiz
für die wissenschaftliche Bethätigung zu bieten . Es ist
aber mit Rücksicht darauf , daß in Zeiten starker beruf-
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licher Inanspruchnahme der technischen Kräfte nicht zu er¬
warten ist , daß sie zu wissenschaftlichen Arbeiten noch
Zeit finden , zugelassen , daß auch eine Arbeit , die im
Dienste mit besonderer Sorgfalt und mit wissenschaftlicher
Auffassung ausgeführt worden ist , den Grund abgeben
kann für eine Belohnung aus diesem Fond . Es ist nicht
erfreulich , daß seit einer Reihe von Jahren keiner der
jüngeren Ingenieure um eine Prämie oder ein Reise¬
stipendium aus diesem Fond sich beworben hat . Ich
sträube mich dagegen , anzunehmen , daß diese Thatsache
etwa auf ein Sinken des wissenschaftlichen Geistes unserer
badischen Ingenieure zurückzuführen wäre , ich glaube auch ,
daß der Grund darin zu suchen ist , daß in den letzten
Jahren der Zugang an jungen Ingenieuren ein sehr ge¬
ringer war , daß weiter die bei unserer Verwaltung be¬
schäftigten Ingenieure sehr stark dienstlich in Anspruch
genommen waren , daß weiter auch der Bsizug zu den
militärischen Uebungen manche sonst verwendbare Zeit
weggenommen hat . In der jüngsten Zeit hat sich nun
der Zugang zum Jngenieurfach namhaft gehoben . Wenn
der Zugang so fortdauert , so wird auch die Zahl
unserer Ingenieure erheblich wachsen , und es ist
dann doch Wohl zu erwarten , daß auch dieser Fond zu
dem Zwecke , dem er gewidmet ist , wieder in Anspruch
genommen wird , und es wäre auch nur zu begrüßen ,
wenn die Regierung dann eine höhere Anforderung in
das Budget einstellen könnte . In diesem Jahr werden
wir übrigens aus diesen Mitteln Ingenieure zu dem
Schifffahrtskongreß nach Düsseldorf schicken. Es ist auch
bedauert worden , daß die Regierung zu der Pariser
Ausstellung keine Ingenieure der Wasser - uud Straßen¬
bauverwaltung geschickt habe . Der einzige Beamte dieser
Verwaltung , der einen solchen Wunsch geäußert hat , hat
anstandslos entsprechend erhöhte Diät und Ersatz der
Reisekosten bewilligt erhalten . Dazu brauchten wir diesen
Fond nicht . Daß weiter , wie die Kommission wünscht ,
auch ältere Ingenieure zur Besichtigung von Ausstellungen
oder — was meist ersprießlicher — von bedeutenden
Bauwerken , im Betrieb befindlichen Anlagen u . dergl .
entsandt werden , ist immer geschehen , und zwar gerade
auch im vorigen Jahr zum Studium der Behandlung
der Straßen in Hessen , im Rheinland , in Hannover
und Braunschweig . Dazu bedarf man aber dieses Fonds
nicht . Im übrigen kann ich nur wiederholen . daß es
höchst erfreulich wäre , wenn der Fond im Sinne seiner
Bestimmung mehr in Anspruch genommen werden würde ;
dann würde die Großh . Regierung auch nicht anstehen ,
wieder einen höheren Betrag in den Staatsvoranschlag
einzuschalten .

Die zustimmenden Aeußerungen zu der Einführung des
Systems deckweiser Unterhaltung unserer Landstraßen sind
sehr erfreulich . Das System hat sich auch in der That
gut eingeführt . Ob es noch weiter ausgedehnt werden

soll , als die Denkschrift vom vorigen Jahre vorsieht ,
möchte ich jetzt nicht entscheiden . Diese Unterhaltungs¬
weise ist ja ohne Zweifel berechtigt und von großem Er¬
folg , wenn der Verkehr auf einer Landstraße groß ist
und die Abnützung rasch erfolgt . Wo aber der Verkehr
geringer ist , da hat die langsame Abnützung der Fahr¬
bahn zur Folge , daß der unvermeidlich zeitweilig schlechte
Zustand derselben allzulange währt . Wenn bei starkem
Verkehr dieser Zustand der Abnützung bis zur nächsten
Erneuerung 4 bis 5 Jahre dauert , so ist das zu ertragen ;
wenn aber bei geringem Verkehr diese Periode der Ab¬

nützung 12 , 15 oder gar 18 Jahre dauert , dann kommen
wir leicht zu sehr unangenehmen Zuständen . Es ist be¬
kannt , daß man anderwärts mit dem Decksystem so weit
geht , mit welchem Erfolg auf die Dauer , muß erst noch

die Erfahrung zeigen . Auch unsere Kreisverwaltungen
scheinen da und dort Neigung zu haben , auch auf minder
verkehrsreichen Straßen mit der deckweisen Unterhaltung
vorzugehen ; ich glaube aber , daß unsere Kreise gut daran
thun würden , hier einige Vorsicht zu beobachten .

Mit dem Herrn Abg . Greifs bin ich darin einverstan¬
den , daß der Dossenheimer Porphyr ziemlich das beste
Straßenunterhaltungsmaterial ist . das wir in Baden
haben , und daß wir solches nicht ohne Noth von außerhalb
Badens beziehen sollten . Das ist in Wertheim nur wegen
der besonderen lokalen Verhältnisse geschehen .

Den Wunsch der Gemeinde Oberrimsingen auf Herab¬
setzung des Beitrags zur Straßenherstellung kann Red¬
ner nicht als berechtigt anerkennen , da an der fraglichen
Verbesserung nur diese Gemeinde interessirt und die Auf¬
nahme in den Staatsvoranschlag nur erfolgt sei , weil die
Gemeinde von vornherein sich zur Leistung des Höchstbetrages
des gesetzlichen Beitrages bereit erklärt habe . Wenn nun
die Gemeinde nachträglich den Beitrag (von 700 auf
300 M .) gemindert haben will , dann liegt es nahe , den
Bau zu unterlassen .

Nachdem Redner sodann einen weiteren ähnlichen
Wunsch besprochen hatte , erwidert er dem Abg . Kist , der
von der Großh . .Regierung Auskunft gewünscht hatte , wie
sie sich zu den sogenannten Bahnen ohne Gleis stelle :
Ein Gesuch um Konzession für eine derartige elektrische Bahn j
ist meines Wissens bei der Negierung noch nicht eingelaufen . s
Dagegen sind Versuche mit solchen Einrichtungen gemacht i
worden zwischen Wiesloch und Walldorf und in der Um - !

gebung von Pforzheim . Es läßt sich leicht einsehen , daß s
ein derartiger Betrieb eine ganz vorzüglich Straßenbahn t
voraussetzt , und ich glaube kaum , daß es möglich sein wird , k
mit dem Deck - oder Flickshstem unsere Landstraßen fortgesetzt
in dem Zustand zn erhalten , daß ein derartiges Fahrzeug
jeder Zeit ungestört Verkehren kan » . Es ist kaum denk¬
bar , daß wir hier einen den Anforderungen an Regel¬
mäßigkeit , und Pünktlichkeit genügenden Verkehr bekommen
können . Daß die Unternehmer für die höheren Kosten ;
einer ihren Ansprüchen genügenden Straßenunterhaltung
auszukommen hätten , versteht sich von selbst . Ich weiß
aber nicht , , wie das möglich sein wird . — Ich persönlich bin
der Meinung , daß man sich ans einem falschen Weg be¬
findet , wenn man derartige Fahrzeuge einführen will ; ich
halte es grundsätzlich für bedenklich , daß man — wenn man s
das gewöhnliche Landfuhrwerk durch etwas Besseres er - -

fetzen will — nicht die Fahrbahn (durch Gleisanlage ) ver¬
bessert , sondern statt der Zugthiere einen mechanischen
Motor verwendet . Schon in den 30er Jahren hat man bei
den Erörterungen über die Erbauung der ersten Eisen - -

bahnen in Baden vorgeschlagen , die Bahnzüge ohne Gleis s
auf Asphaltbahnen laufen zu lassen ; man hat damals
dieser Anregung keine Folge gegeben , und mit Recht . i

Versuche mit Straßenlokomotiven sind auch schon vor
Jahrzehnten gemacht worden , aber auch ohne Erfolg .
Mit den Sportfuhrwerken ist es eine andere Sache als
mit schweren Motorfahrzeugen zur Beförderung von /
Personen und Gütern . Eine große Freude haben an i
den Motorwagen wohl alle Leute nicht , die nicht selber
damit fahren . (Heiterkeit ) . ,

Redner erwidert dann noch kurz aus Wünsche des
Abg . Pfefferte bezüglich der Riegeler Schleuße und der
Freigebung der Elz - und Leopoldskanaldümme für den ^
Fuhrwerksverkehr . Die Regierung werde diese Ange¬
legenheiten im Auge behalten .

Nach kurzen persönlichen Bemerkungen der Abg .
Pfefferte und Eder wird hierauf die Sitzung um 12 Uhr
geschlossen .

v « « ut » ortltch für dt» Landtags -Beilage : S . Umhauer — Druck und Verlag der G . Bra u « 'scheu Hofbuchdruckeret . Beide in Karlsruhe .
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